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Nachgefuhrte rechtskraftige Anderungen

— Art. 21 «Fliessgewasser» im Rahmen der Genehmigung der Umsetzung Gewas-
serschutzgesetz (GSchG) und Gewasserschutzverordnung (GSchV): Beschlossen
durch den Gemeinderat am 13. August 2020, Genehmigung durch den Kanton vom
28. November 2020

— Art. 24 «Lebensraume» im Rahmen der Genehmigung der Umsetzung Gewasser-
schutzgesetz (6SchG) und Gewasserschutzverordnung (GSchV): Beschlossen
durch den Gemeinderat am 13. August 2020, Genehmigung durch den Kanton vom
28. November 2020

— Aufhebung Art. 30 «Bauabstand von Gewassern» im Rahmen der Genehmigung
der Umsetzung Gewasserschutzgesetz (GSchG) und Gewasserschutzverordnung
(GSchV): Beschlossen durch den Gemeinderat am 13. August 2020, Genehmigung
durch den Kanton vom 28. November 2020
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Das neue Baureglement lasst grossere Spielraume bei der Beurteilung von
Bauvorhaben zu. Daher ist es umso wichtiger, die Behorden frithzeitig uber
die Bauabsichten zu informieren und in das Verfahren einzubeziehen.

Wer baut, itbernimmt Verantwortung gegeniiber der Mitwelt. Bereits die
Wahl des Architekten hat einen wichtigen Einfluss auf ein qualitatsvolles
Endresultat. Ein sorgfaltiger Einbezug der umgebenden Landschaft sollte
selbstverstandlich sein. Bestehende Inventare, das Raumliche Entwick-
lungskonzept und die Richtplane der Gemeinde sowie weitere Grundlagen
mussen beriicksichtigt werden.

Die Planungsinstrumente sind sowohl fiir Behorden als auch fur die einzel-
nen Eigentiimerinnen verbindlich (allgemeinverbindlich). Die vorliegenden
Regelungen sind einzuhalten.

Das uibergeordnete Recht des Bundes betrifft insbesondere die Gesetzge-
bung zu Umwelt- und Heimatschutz sowie die Raumplanung.

Auch das iibergeordnete kantonale Recht kann sehr konkrete Vorgaben
enthalten, wie z.B. die minimale lichte Hohe von Wohn- und Arbeitsraumen
von 2.30 m im Art. 67 BauV.

Zum Einstieg
Lesehilfe

Der Kommentar in der linken Spalte des Baureglements dient der Verstandlichkeit,
erlautert Begriffe und liefert die notwendigen Hinweise auf andere Artikel, Erlasse
oder Grundlagen.

Nicht alles ist regelbar

a. Fairnessgrundsatz
Der Gebrauch der vorliegenden Vorschriften richtet sich nach folgendem Grundsatz:

«Offene und freie Meinungsausserung, Akzeptieren anderer Meinungen, gegensei-
tige Rucksichtnahme, Hilfsbereitschaft, Ehrlichkeit, Konfliktbereitschaft, rechtzeitige
Information, Respekt vor Menschen, Tieren und Pflanzen.»

b. Qualitatssicherung

Das Baureglement regelt nicht alles. Es belasst gentigend Spielraum, um z.B. in der
Bau- und Aussenraumgestaltung auf unterschiedliche Gegebenheiten einzugehen.
Diese mussen jedoch sorgfaltig analysiert werden. Das Baureglement hietet Erweite-
rungen des Gestaltungsspielraumes an; allerdings unter der Voraussetzung, dass die
Siedlungsqualitat und die architektonische Qualitat gewahrleistet sind.

Wichtige Erlauterungen zu diesem Reglement

c. Baurechtliche Grundordnung

Das Baureglement mit dem Zonenplan Siedlung und Landschaft bildet die baurecht-
liche Grundordnung fur das gesamte Gemeindegehiet. Abweichende Regelungen
konnen in Uberbauungsordnungen festgelegt werden.

d. Ubergeordnetes Recht

Das Ubergeordnete Recht ist vorbehalten. Auf als wichtig erachtete Bestimmungen
wird jeweils in der Kommentarspalte hingewiesen.

Regelt das Baureglement einen Sachverhalt nicht oder nur liuckenhaft, gilt ersatzwei-
se das dispositive dffentliche Recht des Kantons und des Bundes.

Auch wenn das private Baurecht vom offentlichen weitgehend verdrangt worden ist,
bleibt es selbststandig anwendbar. Unter Nachbarn sind inshesondere die zivilrecht-
lichen Bau- und Pflanzvorschriften von Bedeutung.



Baubewilligungspflicht siehe Art. 22 Abs. 1 RPG; Art. 1a, BauG; Art. 4 ff.
BewD; Weisung «Baubewilligungsfreie Bauten und Anlagen nach Art. 1b
BauG»

Die Gemeindeschreiberei erteilt gerne Auskunft:
Telefon 031 710 33 37, E-Mail: gemeinde@oberhuenigen.ch

siehe Art. 3 BauG und Art. 82 BauG

e. Baubewilligung

Das Baubewilligungsverfahren ist im ibergeordneten Recht, inshesondere im Bau-
bewilligungsdekret, abschliessend geregelt. Im Baureglement werden keine Vor-
schriften des ibergeordneten Rechts wiederholt.

f.  Beratung durch die Gemeinde

Wenden Sie sich mit Fragen an die Gemeindeschreiberei. Eine frihzeitige Kontakt-
nahme lohnt sich.

g. Besitzstandsgarantie

Bestehende Bauten und Anlagen, welche von einer Baubeschrankung betroffen
und dadurch rechtswidrig werden, geniessen den Schutz der Besitzstandsgarantie.
Diese istim Uibergeordneten Recht geregelt: Aufgrund bisherigen Rechts bewilligte
oder bewilligungsfreie Bauten und Anlagen durfen unterhalten, zeitgemass erneuert
und - soweit dadurch ihre Rechtswidrigkeit nicht verstarkt wird - auch umgebaut
oder erweitert werden.

h. Zustandigkeit

Die Zustandigkeiten sind im Grundsatz im Ubergeordneten Recht sowie im Organisa-
tionsreglement der Gemeinde Oberhiinigen geregelt.



Art. 5 RPG verpflichtet die Kantone fiir einen angemessenen Ausgleich von
Vor- und Nachteilen zu sorgen. Gemass

Art. 142 BauG schopft der Kanton Planungsmehrwerte primar iiber die
Steuergesetzgebung ab. Dariiber hinaus verweist er die Parteien auf den
Verhandlungsweg. Abgeschopfte Mehrwerte sind fur bestimmte offentliche
Zwecke einzusetzen, insbesondere fir die Finanzierung von Unterhalt und
Ausbau der Infrastruktur.

Stilles Gewerbe wie z.B. Biros, Arztpraxen, Coiffeurbetriebe oder
Kunstlerateliers wirken in der Regel weder durch ihren Betrieb noch durch
den verursachten Verkehr storend, siehe Art. 90 Abs. 1 BauV.

Massig storende Gewerbe wie z.B. Verkaufsladen, Dienstleistungsbetriebe,
sowie emissionsarme Werkstatten und Produktionsbetriebe diirfen das
gesunde Wohnen nicht wesentlich beeintrachtigen.

Betr. Zucht- und Mastbetriebe, siehe Art. 90 Abs. 2 BauV.
ES = Larmempfindlichkeitsstufe gem. Art. 43 LSV

kGA = kleiner Grenzabstand

gGA = grosser Grenzabstand

GH = Gesamthohe, siehe auch Art. 29 GBR
GL = Gebaudelange

GB = Gebaudebreite

GZ = Geschosszahl

Der Bauabstand von Gewassern (siehe Art. 31) und offentlichen
Strassen (siehe Art. 32) geht den Grenzabstanden vor.

A Nutzungszonen

Art.1 Geltungshereich
'Das Baureglement umfasst das kommunale Bau-, Planungs- und Umweltrecht.

2Das Baureglement gilt fur das ganze Gemeindegebiet.

Art.2 Planungsausgleich

"Erwachst einem Grundeigentumer durch eine Planungsmassnahme einen Vorteil,
nimmt die Gemeinde mit dem Grundeigentimer oder Berechtigten vor Erlass der
Massnahme Verhandlungen auf, um diesen vertraglich zu verpflichten, einen an-
gemessenen Anteil dieses Planungsmehrwertes an die Kosten der Gemeinde fur
Erschliessung und Infrastruktur zu stellen.

2Nahere Bestimmungen erlasst der Gemeinderat in Richtlinien.

Art.3 Art der Nutzung

Es gelten die folgenden Nutzungsarten und Larmempfindlichkeitsstufen (ES):

Zone Abk. Nutzungsart ES
Wohnzone W2 Wohnen, stilles Gewerbe 1l
Mischzone M2 Wohnen, massig storendes Gewerbe, Gastgewerbe, | 11l

Dienstleistungen, Landwirtschaftsbhetriebe ohne
Zucht- und Mastbetriebe.

Arbeitszone A Dienstleistungs-, Gewerbe- und Burobauten. ]
Wohnungen fur das betriebsnotwendig an den
Standort gebundene Personal sind zugelassen, so-
fern durch geeignete Vorkehren fur wohnhygienisch
tragbare Verhaltnisse gesorgt wird.

Sonderzonen siehe Art. 5 bis Art. 8

Art.4 Mass der Nutzung

' Fur die Bauzonen gelten - unter Vorbehalt von Abs. 2 bis 5 - die folgenden baupoli-
zeilichen Masse:

Zone Abk. | kGA gGA GH GL GB GZ
inm inm inm inm inm
Wohnzone W2 4.00 8.00 13.00 25.00 14.00 2
Mischzone M2 3.00 6.00 13.00 30.00 14.00 2
Arbeitszone A 4.00 8.00 20.00 25.00 14.00 -
Dorfkernzone Dz 3.00 6.00 13.00 30.00 14.00 2




Kleinbauten sind Garagen, Gerateschuppen, Garten- und Gewachshauser
und dergleichn, siehe Art. 3 BMBV
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2Zudem gelten die folgenden Masse fir:
a) Kleinbauten:

- privilegierter Grenzabstand GA min.inm

- Gesamthohe GH fur Satteldach, Pultdach in m
- Gesamthohe GH fur Flachdach inm

- Gebaudeflache GF max. in m2

b) Anbauten:
- privilegierter Grenzabstand GA min. inm
- Gesamthohe GH fur Satteldach, Pultdach in m
- Gesamthohe GH fur Flachdach inm
- max. 50% der Gebaudelange gemass
den definierten Gebaudelangen in Art. 4
c¢) Unterniveaubauten:

- iber massgebendem Terrain zulassig max. in m
- privilegierter Grenzabstand GA min. inm

d) Unterirdische Bauten:
- privilegierter Grenzabstand GA min. in m

e) Vorspringende Gebaudeteile:
- zulassige Tiefe max. inm
- zulassiger Anteil Fassadenlange max.
- Vordacher: zulassige Ausladung in m
f) Ruckspringende Gebaudeteile
- zulassige Tiefe max. in m
-zulassiger Anteil Fassadenlange max.

g) Gestaffelte Gebaude; Staffelung:
- in der Hohe: min. inm
- in der Situation: min. in m

h) Geschosse:

- Untergeschoss: OK EG Boden im Mittel max. 1.20 m iber massgebendem

Terrain
- Dachgeschoss: zulassige Kniestockhdhe max. 1.50 m

2.00
5.00
4.00
60.00

2.00
5.00
4.00

1.20
1.00

1.00

4.00

40 %

2.50

2.00
40 %

2.50
5.00

il



Grundeigentiimer konnen Abweichungen von den reglementarischen
Grenzabstanden vereinbaren. Der mind. Gebaudeabstand muss trotzdem
eingehalten werden. Daraus folgt, dass bei einem vereinbarten Naherbau
der belastete Nachbar um das fehlende Mass des Gebaudeabstandes
weiter von seiner Grenze abriicken muss. Der Zusammenbau an der Grenze
bleibt vorbehalten.

Art. 16 ff. und 24 ff. RPG; Art. 34 ff. und 39 ff. RPV; Art. 80 ff. BauG.

Fur die Landwirtschaftszone gelten, mit Ausnahme des Grenzabstandes,
keine baupolizeilichen Masse. Die Gebaudemasse werden im Einzelfall
entsprechend den Bedurfnissen aufgrund der einschlagigen Normen der
Forschungsanstalt Tanikon (sog. FAT-Normen) im Baubewilligungsverfah-
ren festgelegt, vgl. Art. 43 LSV.

Der Fachausschuss wird durch den Ressortchef Bau des Gemeinderates,
das Bausekretariat und den Ortsplaner wahrgenommen, welche die Bau-
bewilligungsbehbrden in allen Fallen beraten, die fur das Orts- und Land-
schaftsbild von Bedeutung sind. Die Gemeinden fordern die Durchfiithrung
von qualifizierten Verfahren und leisten organisatorische und personelle
Hilfe, vgl. Art. 14 GBR.
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% Vorbehalten bleibt die Gestaltungsfreiheit nach den Bestimmungen des Baugeset-
zes.

*Benachbarte Grundeigentimer konnen die von Bauten gegeniiber ihrem Grund
einzuhaltenden Abstande untereinander mit Dienstbarkeiten oder schriftlicher Ver-
einbarung regeln. Sie konnen inshesondere den Bau an der Grenze und —innerhalb
der zulassigen Gebaudelange — den Zusammenbau an der Grenze gestatten.

5 Bei Bauten am Hang ist mit Ausnahme der Hangseite allseitig eine Mehrhohe von
1.00 m gestattet. Als Hang gilt eine Neigung des massgebenden Terrains, die in der
Falllinie gemessen innerhalb des Gebaudegrundrisses wenigstens 10 % betragt.

Art.5 Landwirtschaftszone (LWZ)

'In der Landwirtschaftszone richten sich die Nutzung und das Bauen nach den Vor-
schriften des eidgenodssischen und des kantonalen Rechts.

2 Es gelten die Vorschriften der Larmempfindlichkeitsstufe ES III.

Art.6 Arbeitszone Lochmatt (A)

' Die Arbeitszone Lochmatt bezweckt die Sicherstellung und den Ausbau der beste-
henden Futtermiihle.

2Art und Mass der Nutzung richten sich nach den Bstimmungen der Arbeitszone.
SBetriebstechnische Anbauten und Flachdacher sind zulassig.

*Auf der nord-, stid und ostseitigen Fassade der Hauptbaute sind vorspringende
Gebaudeteile mit einer max. Tiefe von 7.50 m zulassig.

5 Samtliche Baugesuche sind dem Fachausschuss zur Beurteilung zu unterbreiten.

8 Auf der Parzelle Nr. 386 sind lokale Massnahmen zur Eindammung der Gefahrensi-
tuation (Uberschwemmung) gemass Gefahrengutachten vorzunehmen. Entlang der
gesamten Lange der Sudostfassade ist eine Betonmauer (Hohe 0.60 m) zu erstellen.
Entlang der Studwestfassade sind die beiden bestehenden Kellerfenster zuzumauern.
An der Ecke der Stidwest - Nordwestfassade ist die Mauer um mind. 2.00 m zu ver-
langern sowie die angrenzende Annahmestelle mit einem Kontergefalle von mind.

3 % vorzusehen.

13



Der Fachausschuss wird durch den Ressortchef Bau des Gemeinderates,
das Bausekretariat und den Ortsplaner wahrgenommen, welche die Bau-
bewilligungsbehdrden in allen Fallen beraten, die fur das Orts- und Land-
schaftsbild von Bedeutung sind. Die Gemeinden fordern die Durchfihrung
von qualifizierten Verfahren und leisten organisatorische und personelle
Hilfe, vgl. Art. 14 GBR.

ZoN sind Zonen gemass Art. 77 BauG
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Art.7 Dorfkernzone (DZ)

' Die Dorfkernzone bezweckt neben der Erhaltung der bestehenden Siedlungsstruk-
tur die zeitgemasse Erneuerung der baulichen Einheit und Eigenart. Ersatz- und Um-
bauten von Hauptgebauden sind innerhalb der bestehenden Volumetrie zugelassen.
Abbruchbewilligungen durfen nur gleichzeitig mit der Bewilligung fur eine Ersatzbau-
te erteilt werden. Neubauten sind moglich.

2Die Dorfkernzone dient der Landwirtschaft, dem Wohnen sowie der Dienstleis-
tungs- und Gewerbenutzung.

8 Zur Wahrung des Siedlungscharakters ist bei Ersatzbauten der bestehende Stra-
ssenabstand des vorhandenen Gebaudes zwingend massgebend. Die Gemeinde
kann einen grosseren Abstand fordern, wenn dies ein dffentliches Interesse verlangt.

4+ Samtliche Baugesuche sind dem Fachausschuss zur Beurteilung zu unterbreiten.

5Es gelten die Vorschriften der Larmempfindlichkeitsstufe ES III.

Art.8 Zonen fur offentliche Nutzungen (ZoN)

! Zonen fur offentliche Nutzungen sind fur im offentlichen Interesse stehende Bauten
und Anlagen bestimmt. Bestehende Bauten und Anlagen anderer Nutzung diirfen nur
zeitgemass unterhalten werden.

Z|n der Zone gelten folgende Bestimmungen:

Nummer | Zweckbestimmung Grundzuge der Uberbauung und Larm-
Gestaltung empfindlich-
keitsstufe ES

1 Schul- und Sportanlage | Erweiterungs- und Erganzungsbauten I
im Rahmen der Zweckbestimmungen
und der baupolizeilichen Masse der

Mischzone (M2).

Bauliche Veranderungen haben sich
an den bestehenden Bauten zu ori-

entieren.

15



Dieser allgemeine Baugestaltungsgrundsatz sowie die allgemein gehalte-
nen Gestaltungsregelungen ersetzen detailliertere Regelungen. Dies setzt
voraus, dass sowohl! die Projektverfassenden wie auch die Baubewilli-
gungsbehbrden das Umfeld des Bauvorhabens analysieren und den ihnen
durch die offene Formulierung gegebenen Spielraum verantwortungsbe-
wusst interpretieren. Dazu dienen die Kriterien in Abs. 2 und die notwendi-
gen Unterlagen zur Beurteilung der Gesamtwirkung.

Aussenraume: Diese sollen gentigend Griinbereiche, Baume, Straucher und
Hecken enthalten. Es sind standortheimische Pflanzen zu beriicksichtigen.

Der Fachausschuss wird durch den Ressortchef Bau des Gemeinderates,
das Bausekretariat und den Ortsplaner wahrgenommen, welche die Bau-
bewilligungsbehdrden in allen Fallen beraten, die fur das Orts- und Land-
schaftsbild von Bedeutung sind. Die Gemeinden fordern die Durchfuhrung
von qualifizierten Verfahren und leisten organisatorische und personelle
Hilfe.
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B Qualitat des Bauens und Nutzens

Weiterentwicklung von Orts- und Landschaftsbild

Art.9 Grundsatz

! Soweit nichts anderes bestimmt ist, gilt die offene Bauweise; d.h. die Bauten haben
allseitig die vorgeschriebenen Grenz- und Gebaudeabstande einzuhalten.

2Der Zusammenbau von Gebauden ist innerhalb der zulassigen Gebaudelange ge-
stattet.

3 Bauten und Anlagen sind so zu gestalten, dass das Objekt als Einzelbau und mit
Bezug zur Umgebung eine gute Losung ergibt (Art. 9 BauG).

*Bei der Beurteilung der guten Gesamtwirkung sind inshesondere zu berticksichti-
gen:

- die pragenden Elemente und Merkmale des Strassen-, Orts-, Siedlungs- und
Landschaftsbildes,

- die bestehende und bei Vorliegen einer entsprechenden Planung auch die
beabsichtigte Gestaltung der benachbarten Bebauung,

- Standort, Stellung, Form, Proportionen und Dimensionen der Bauten und Anla-
gen, Attraktivitat der Aufenthaltsbereiche,

- die Fassaden- und Dachgestaltung sowie die Materialisierung und Farbgebung,

- die Gestaltung der Aussenraume, inshesondere des Vorlandes und der Begren-
zungen gegen den offentlichen Raum,

- die Gestaltung und Einordnung der Erschliessungsanlagen, Abstellplatze und
Eingange.

5 Die Baubewilligungsbehorde kann zur Beurteilung von Baugesuchen und Anfragen
den Fachausschuss beiziehen. Allfallige Kosten gehen zu Lasten des Gesuchstellers.



Im weitgehend uniiberbauten Gebiet sind es die «ortstiblichen», im weit-
gehend uiberbauten Gebiet die «vorherrschenden» Merkmale, welche das
Orts-, Quartier- oder Strassenbild positiv pragen. Dazu gehoren u.a.:

- der intakte Vorgartenbereich mit durchgehenden Einfriedungen,

- die Durchgriinung mit standortgerechten Strauchern und Baumen,

- die Bauerngarten und Obstbaumgarten im Ortsbilderhaltungsgebiet

Der Aussenraum kann — zur Beurteilung der Gesamtwirkung im Zusammen-
hang mit benachbarten privaten und odffentlichen Aussenraumen — auch in
einem Situations- oder Erdgeschossplan dargestellt werden. Wesentliche
Gestaltungselemente sind z.B. Bepflanzung, Terraingestaltung, Boschun-
gen, Stiitzmauern, Spielplatze, Verkehrsflachen, Abstellflachen fur Fahrra-
der und Motorfahrzeuge, Hauszugange, Aufenthaltsflachen, Einfriedungen,
Kehrichtsammelstellen.
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Art.10 Terrainveranderungen, Stiitz- und Futtermauern

'Terrainveranderungen sind so zu gestalten, dass sie die bestehende Umgebung
nicht beeintrachtigen und ein guter Ubergang zu den Nachbargrundstiicken entsteht.

2 Stitzmauern Uber 3.00 m sichtbare Hohe sind vertikal zu staffeln. Die Stufen sind
zu begrinen. Stutzmauern bei Garageeinfahrten und ahnlichem kénnen das Mass
ubersteigen.

3 Boschungsneigungen durfen hochstens 45° (100%) betragen. In steilem Gelande
bleibt eine starkere Neigung naturlich entstandener oder geniigend gesicherter
Boschungen vorbehalten.

*Dienen Terrainveranderungen und Stutzmauern dem Larmschutz, sind sie bei mog-
lichst weitgehender Einpassung gestattet. Maximale Masse werden durch die Bau-
behorden von Fall zu Fall festgelegt.

Art.11 Aussenraumgestaltung

! Die Gestaltung der privaten Aussenraume - inshesondere der dffentlich erlebbaren
Einfriedungen, Vorgarten, Vorplatze und Hauszugange - hat sich nach den ortstb-
lichen oder vorherrschenden Merkmalen zu richten, welche das landliche Dorfbild
pragen.

2Verkehrsflachen und Abstellplatze auf privatem Grund sind moglichst wasserdurch-
l[assig zu gestalten (Schotterrasen, Kies- oder Mergelbelag 0.a).

¥ Mit dem Baugesuch ist ein Aussenraumgestaltungsplan oder eine andere geeig-
nete Darstellung der Aussenraume und deren wesentlichen Gestaltungselemente
einzureichen. Inshesondere sind Versickerungs- und/oder Retentionsraume zu defi-
nieren.
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Die Dachgestaltung hat einen entscheidenden Einfluss auf eine intakte
Dachlandschaft und damit auf das Ortsbild. Im Normalfall sollten die Dach-
formen symmetrisch gestaltet sein. Bei der Anordnung der Dachaufbauten

ist auf eine ruhige Wirkung zu achten.

Sonnenkollektoren richten sich nach Art. 6 BewD (baubewilligungsfrei,
wenn sie an Gebauden angebracht sind). In Schutzgebieten (Ortsbild-
schutzgebiet, Landschaftsschutzgebiet) sind sie immer baubewilligungs-
pflichtig.

Die Bewilligung von Parabolantennen richtet sich nach Art. 17 f. BauV und
Art. 27 BewD.
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Art.12 Dachgestaltung

' Fur Hauptgebaude sind ausschliesslich symmetrisch geneigte Steildacher zu verwen-
den. Die Dachneigung darf nicht weniger als 25 ° und nicht mehr als 42 ® betragen. In
der Arbeitszone Lochmatt sind Flachdacher zugelassen.

2 Das Orts-, Strassen- und Landschaftsbild storende Dachaufbauten sind untersagt.
Dachaufbauten durfen insgesamt nicht mehr als 50% der darunter liegenden Fassa-
denlange aufweisen. Dacheinschnitte und ibereinander liegende Dachaufbauten
sind nicht gestattet; davon ausgenommen sind Dachflachenfenster, Sonnenkollekto-
ren, Solarzellen sowie iber Dachaufbauten liegende Dachflachenfenster.

3 Die Dacher von An- und Kleinbauten sind so zu gestalten, dass sie das Orts-,
StralBen- und Landschaftsbild nicht beeintrachtigen und die Hauptgebaude in ihrem
Ausdruck nicht konkurrenzieren.

* Nebst Satteldacher sind bei An- und Kleinbauten auch Pultdacher mit einer min.
Dachneigung von 10° sowie Flachdacher zulassig.

5 Bei Bauinventarobjekten darf die Gesamtlange der Dachaufbauten 30% der Fassa-
denlange des obersten Geschosses nicht Uberschreiten.
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Der Fachausschuss wird durch den Ressortchef Bau des Gemeinderates,
das Bausekretariat und den Ortsplaner wahrgenommen, welche die Bau-
bewilligungsbehbrden in allen Fallen beraten, die fur das Orts- und Land-
schaftsbild von Bedeutung sind. Die Gemeinden fordern die Durchfuhrung
von qualifizierten Verfahren und leisten organisatorische und personelle
Hilfe.

Planungsgrundsatz der ,,Nachhaltigen Energienutzung”: Es ist besonders
zu achten auf eine energiesparende Bauweise und auf die rationelle und
wertigkeitsgerechte Nutzung der verfugbaren Energie. Nach Moglichkeit

sind erneuerbare, einheimische Energiequellen zu verwenden.

Bauten sind unter Berticksichtigung der naturlichen Gegebenheiten wie
Sonne und Wind anzuordnen und zu gestalten.

Weiterfuhrende Informationen zum Thema Energie: kant. Amt fur Umweltko-
ordination und Energie www.be.ch/aue
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Art.13 Fachausschuss

Der Fachausschuss berat die Baubewilligungsbehorde in allen Fallen, die fur das
Orts- und Landschaftsbild von Bedeutung sind. Die Fachberatung formuliert Empfeh-
lungen zuhanden der Baubewilligungsbehorde und stellt dieser insbesondere in den
folgenden Fallen Antrag:

- bei Baugesuchen in der Dorfkernzone;

- bei Baugesuchen in der Landwirtschaftszone, wenn das Bauvorhaben aussere
Veranderungen nach sich zieht; bei Bauvorhaben, die geringfligige aussere
Veranderungen beinhalten, kann auf den Fachausschuss verzichtet werden;

- bei Bauvorhaben im Landschaftsschongebiet;

- bei Einsprachen, die das Erscheinungsbild oder die Gestaltung einer Baute oder
Anlage rugen;

- bei erhaltenswerten Gebauden, die nicht von kantonaler Bedeutung
(K- Objekte) sind.

Art.14 Energie

! Gruppentberbauungen und Einzelgebaude sind so zu planen und auszufithren, dass
sie mit moglichst geringem Aufwand an Energie erstellt, benutzt und unterhalten
werden konnen (Art. 15 und 16 EnG). Bei der Gestaltung der Gebaude ist der optima-
len Nutzung der Sonnenstrahlung Rechnung zu tragen (passive Sonnenenergienut-
zung fur Tageslicht und Warme durch Ausrichtung, Dachgestaltung, Fensteranord-
nung und —grosse etc.). Gleichzeitig ist die Nutzung erneuerbarer Energien anzustre-
ben; dazu gehoren inshesondere die Sonnenenergie (aktive Sonnenenergienutzung
fur Warme und Strom), Holz und Umgebungswarme (Erde, Grundwasser, Luft).

2 Baugesuchsstellende konnen sich bei der Regionalen Energieberatung tiber die
aktuellen Qualitatsstandards fur Gebaude beraten lassen.
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Siehe Denkmalpflege des Kantons Bern: Bauinventar der Gemeinde
Oberhiinigen vom Jahr 2013. Das Bauinventar ist behordenverbindlich.

siehe Art. 10a - 10e BauG; Art. 24d Abs. 2 RPG; Art. 83 Abs. 2 BauG

Das Bauinventar der Gemeinde Oberhiinigen wurde durch die
Denkmalpflege des Kantons Bern im Jahr 2022 aktualisiert. Der
Zonenplan Siedlung und Landschaft wurde diesbeziiglich am
29. November 2023 nachgefiihrt.

Art. 6 BauG definiert die Gefahrengebiete mit erheblicher («rote Gefahren-
gebieter), mittlerer («blaue Gefahrengebiete»), geringer («gelbe Gefahren-
gebieter) und nicht bestimmter Gefahrenstufe und deren Uberbaubarkeit.
Die bekannten Gefahrengebiete sind im Zonenplan Landschaft verbindlich
eingetragen.

Die Voranfrage ist bei der Baubewilligungsbehorde einzureichen.

Zustandige Fachstelle im Kanton Bern ist der Oberingenieurkreis OIK I1,
Schermenweg 11, 3001 Bern.

Zu beachten ist, dass fur sensible Bauten Art. 6 Abs. 3 Baugesetz gilt.
Sensible Bauten sind:

- Gebaude und Anlagen, in denen sich besonders viele Personen auf-
halten, die schwer zu evakuieren sind (wie Spitaler, Heime, Schulen)
oder die besonderen Risiken ausgesetzt sind (z.B. Campingplatze).

- Gebaude und Anlagen, an denen bereits geringe Einwirkungen gro-
sse Schaden zur Folge haben (wie Schalt- und Telefon-zentralen,
Steuerungs- und Computeranlagen, Trinkwasserversorgungen, Klar-
anlagen).

- Gebaude und Anlagen, an denen grosse Folgeschaden auftreten
konnen (wie Deponien, Lagereinrichtungen oder Produk-tionsstatten
mit Bestanden an gefahrlichen Stoffen).
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Respektvoller Umgang mit dem Bestehenden

Art.15 Baudenkmaler

' Das von der zustandigen Fachstelle des Kantons erstellte und in Kraft gesetzte
Bauinventar bezeichnet die schutzenswerten und erhaltenswerten Baudenkmaler.

2 Betreffen Planungen und Baubewilligungsverfahren Objekte nach Art. 10c BauG,
ist die kantonale Denkmalpflege in jedem Fall in das Verfahren einzubeziehen. Eine
Voranfrage wird empfohlen.

Art.16 Bauen in Gefahrengehieten

! Bei Bauvorhaben in Gefahrengebieten gilt Art. 6 BauG.

2 Es wird empfohlen, frithzeitig eine Voranfrage einzureichen.

% Bei Baugesuchen in Gebieten mit erheblicher oder mittlerer Gefahrdung oder mit
nicht bestimmter Gefahrenstufe zieht die Baubewilligungsbehorde die kantonale
Fachstelle bei.

*Im Gefahrengebiet mit geringer Gefahrdung («gelbes Gefahrengebiet») wird der

Baugesuchsteller im Baubewilligungsverfahren auf die Gefahr aufmerksam gemacht.
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Textfeld
Das Bauinventar der Gemeinde Oberhünigen wurde durch die Denkmalpflege des Kantons Bern im Jahr 2022 aktualisiert. Der Zonenplan Siedlung und Landschaft wurde diesbezüglich am       29. November 2023 nachgeführt.



Das IVS ist ein Bundesinventar, welches in Anwendung des Bundesgeset-
zes iiber den Natur- und Heimatschutz (NHG) im Auftrag des Bundesamtes
fur Strassen (ASTRA) gefithrt wird.

Zustandige Fachstelle im Kanton Bern ist der Oberingenieurkreis OIK I1,
Schermenweg 11, 3001 Bern.

Treten bei Bauarbeiten archéologische Bodenfunde zutage, sind die Ar-
beiten einzustellen und die Gemeindeverwaltung oder der archaologische
Dienst des Kantons Bern zu benachrichtigen (Art. 10 f BauG).

vgl. Art. 33 SV

vgl. Art. 31 SV

Die entsprechend bezeichneten Objekte pragen das Orts- und Land-
schaftsbild innerhalb und ausserhalb des Siedlungsgebietes und dienen
dem dkologischen Ausgleich. Bei Eingriffen an Baumen mit Standort- oder
Baumschutz ist bei der Gemeinde eine Bewilligung einzuholen. Die Gemein-
de kann fur die Beurteilung eine Fachperson beiziehen.
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Art.17 Historische Verkehrswege

' Die im Zonenplan Siedlung und Landschaft bezeichneten Objekte des Inventars
historischer Verkehrswege der Schweiz (IVS) sind in ihrem Verlauf und mitsamt ihren
Bestandteilen wie Uberlieferte Oberflachen, Mauern und Boschungen, Briicken,
wegbegleitende Vegetation und Einrichtungen zu erhalten.

2 Unterhalt und Nutzung im herkommlichen Rahmen bleiben gewahrleistet. Verande-
rungen, die Uiber diesen Rahmen hinausgehen, erfordern den Beizug der zustandigen
Fachstellen (Tiefbauamt des Kantons Bern).

Art.18 Archaologische Schutzgebiete

! Die archaologischen Schutzgebiete bezwecken die Erhaltung oder die wissen-
schaftliche Untersuchung und Dokumentation der archaologischen Statten, Fund-
stellen und Ruinen.

2 Bei der Planung von Bauvorhaben, spatestens jedoch im Baubewilligungsverfah-
ren, ist der archaologische Dienst des Kantons Bern einzubeziehen.

Art.19 Fuss- und Wanderwege

'Die im kantonalen Sachplan des Wanderroutennetzes bezeichneten Fuss- und
Wanderwege sind in ihrem Bestand zu wahren und zu unterhalten. Erhebliche Ein-
griffe (z.B. Einbau eines bituminosen Belages) bedurfen einer Bewilligung.

2Das Tiefbauamt ist kantonale Fachstelle fur Fuss- und Wanderwege im Sinne des
Bundesrechts.

Art.20 Markante Einzelbaume, Baumreihen, Hochstamm-0Obstgarten

' Die im Zonenplan Siedlung und Landschaft eingezeichneten und im Anhang 6 des
vorliegenden Reglements beschriebenen markanten Einzelbaume und Baumreihen
sowie die im Zonenplan Siedlung und Landschaft eigezeichneten erhaltenswerten
Hochstamm-Qbstgarten sind aus landschaftsasthetischen und dkologischen Griin-
den zu erhalten und zu fordern.

2 Fallungen konnen bewilligt werden, wenn das offentliche Interesse dagegen nicht
Uberwiegt oder wenn die Baume oder die Baumreihe fur Mensch, Tier und Eigentum
eine Gefahrdung darstellt.

3 Abgange sind an derselben Stelle oder in unmittelbarer Nahe durch gleichwertige
standortheimische Arten zu ersetzen.
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Vgl. Art. 36a GSchG, Art. 41a ff. GSchV, Art. 11 BauG, Art. 48 WBG, Art. 39
WBG sowie die AHOP Gewasserraum 2015

Wo kein Gewasserraum ausgeschieden ist, sind Gesuche fur Bauten und
Anlagen innerhalb von 15m ab Mittelwasserlinie bzw. bei eingedolten Ge-
wassern innerhalb von 15m ab Mittelachse dem Tiefbauamt vorzulegen.
Das Tiefbauamt entscheidet, ob eine Wasserbaupolizeibewilligung nach
Art. 48 WBG notig ist.

Vgl. Zonenplan Gewasserraume

Y NPt W (PO 11—

aklaidbls

Gewassarraum (a)

Vorbehalten sind zudem Massnahmen des Gewasserunterhalts und des
Gewasserbaus gemass Art. 6, 7 und 15 WBG.

Vgl. Art. 41a Abs. 4a GSchV und Art. 5b Abs. 2 WBG
Das TBA legt den notigen Gewasserraum fur den Hochwasserschutz im
Baubewiilligungsverfahren fest.

Vgl. Art. 42c Abs. 3 und 4 GSchV

Vgl. Art. 41c Abs. 6 Bst. b GSchV
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Art.21 Fliessgewasser

' Der Raumbedarf der Gewasser (Gewasserraum) gewahrleistet die folgenden Funk-
tionen:

a. die natlrliche Funktion der Gewasser;
b. Schutz vor Hochwasser;
c. Gewassernutzung.

2Der Gewasserraum fur Fliessgewasser wird im Zonenplan Gewasserraume als
flachige Uberlagerung festgelegt (Korridor). Er wird je halftig von der Gewasserach-
se aus gemessen.

3 Zugelassen sind nur Bauten und Anlagen, die standortgebunden sind und die im
offentlichen Interesse liegen. Alle anderen - bewilligungspflichtigen und bewilli-
gungsfreien - Bauten und Anlagen sowie Terrainveranderungen sind unter Vorbehalt
des Bundesrechts untersagt.

*In den im Zonenplan Gewasserraum bezeichneten dicht iberbauten Gebieten ist
der Gewasserraum reduziert ausgeschieden. Im Gewasserraum kénnen weitere
zonenkonforme Bauten und Anlagen bewilligt werden, soweit keine iberwiegenden
Interessen entgegenstehen.

5Innerhalb des Gewasserraums ist die naturliche Ufervegetation zu erhalten. Zulas-
sig ist nur eine extensive land- und forstwirtschaftliche Nutzung oder eine naturnahe
Grunraumgestaltung. Dies gilt nicht fur den Gewasserraum von eingedolten Gewas-
sern.

8 Der im Zonenplan Gewasserraume gekennzeichnete Abschnitt gilt als «dicht iber-
baut» im Sinne von Art. 41a Abs. 4 bzw. Art. 41b Abs. 3 GSchV.
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vgl. Art 18 und 18b NHG; Art. 16, 19 Abs. 2 und 20ff. NSchG;

Art 15-18 NSchV sowie Art. 10 und 86 BauG. Schutzzweck ist die Land-
schaftsokologie. Zu beachten ist auch Art. 29a USG und Art. 1 der Freiset-
zungsverordnung (FrSV, SR 814.911)

vgl. Art. 9, 10 und 86 BauG. Schutzzweck ist die Landschaftsasthetik; die
Schonheit und Eigenart wird u.a. gepragt durch die Topografie und durch
empfindliche Landschaftselemente wie Einzelbadume, Baumgruppen und
Obstbaumgarten.

Unvertraglich mit dem Landschaftsschongebiet sind u.a. Abbau- und Abla-
gerungsgebiete, bodenunabhangige Produktion in Gewéachshausern, Sport-
und Freizeitanlagen sowie Freileitungen und Antennen.

Der Fachausschuss wird durch den Ressortchef Bau des Gemeinderates,
das Bausekretariat und den Ortsplaner wahrgenommen, welche die Bau-
bewilligungsbehorden in allen Fallen beraten, die fir das Orts- und Land-
schaftsbild von Bedeutung sind. Die Gemeinden fordern die Durchfuhrung
von qualifizierten Verfahren und leisten organisatorische und personelle
Hilfe.

Nummern (Nr.) verweisen auf die im Zonenplan Siedlung und Landschaft
bezeichneten Objekte.

Vgl. Art. 1, 37 und 38 GSchG, Art. 18 Abs. 1bis und Art. 21 NHG, Art. 20 und
21 NSchG; Art. 8 FiG; Kantonale Merkblatter: Unterhalt von Uferbdschun-
gen (Formular Nr. 839.15) 1998; Unterhalt von Wiesenbachen (Formular Nr.
839.10) 2002; Unterhalt und Wasserbau gemass WBG
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Art.22 Landschaftsschutzgebiet A (LSG A)

' Das im Zonenplan Siedlung und Landschaft bezeichnete Landschaftsschutzgebiet
A1 (Aebersold-Lehmesweidli) bezweckt die ungeschmalerte Erhaltung von naturna-
hen Lebensraumen fur einheimische Tier- und Pflanzenarten und dient dem dkologi-
schen Ausgleich.

2Bauten, Anlagen und andere bauliche Massnahmen sind nicht zugelassen.

3Tatigkeiten und Nutzungen, die den Schutzzweck gefahrden oder beeintrachtigen,
wie Materialabbau, Auffullungen und Ablagerungen, Entfernen von landschaftspra-
genden und wertvollen Elementen, sind nicht zugelassen.

*Unbefestigte Flurwege sind wasserdurchlassig zu erhalten.

Art.23 Landschaftsschongebiet B (LSS B)

'Das im Zonenplan Siedlung und Landschaft bezeichnete Landschaftsschongebiet
B1 (Chornberg) bezweckt die Freihaltung von Gebieten besonderer Eigenart, Schon-
heit und Erholungswert, inshesondere von exponierten Lagen wie dem Chornberg.

2Bauten, Anlagen und Terrainveranderungen sind in den Landschaftsschongebieten
zugelassen, wenn sie fur die Bewirtschaftung notwendig sind, zur Revitalisierung der
Landschaft beitragen und sich gut in das Landschaftsbild einfigen. Nicht zulassig
sind inshbesondere Aufforstungen und Baumschulen.

$Baugesuche sind dem Fachausschuss zur Beurteilung vorzulegen.

Art.24 Lebensraume

" Fur die im Zonenplan Siedlung und Landschaft bezeichneten Lebensraume gelten
die folgenden Schutzziele und besonderen Vorschriften:

Lebensraume Schutzziele Besondere Vorschriften
Feuchtgebiete Erhalten und Aufwerten als natir- Die Feuchtgebiete durfen weder
Nr.17 Schwand liche Lebensraume fur standort- trocken gelegt noch gedungt
Nr.20 Schwizer Mosli | typische Pflanzen- und Tierarten. werden. Die Verwendung von
Nr.23 Lehmensweidli Pflanzenschutzmittlen ist nicht
zulassig.
Magerwiesen Erhalten und Aufwerten als natiir- Die Magerwiese darf nicht ge-
Nr.22 Blumenbargli liche Lebensraume fur standort- dungt werden. Die Verwendung
typische Pflanzen- und Tierarten. von Pflanzenschutzmittlen ist
nicht zulassig.
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Obwohl Feld- und Ufergehblze sowie Hecken bundesrechtlich geschiitzt
sind, werden sie im kommunalen Zonenplan Landschaft trotzdem darge-
stellt. Diese Massnahme verdeutlicht die Bedeutung dieser Elemente fiir

das Orts- und Landschaftsbild von Oberhiinigen.

Vgl. Art. 18 Abs. Tter NHG; Art. 14 Abs. 7 NHV sowie
Art. 27 NSchG fur Hecken und Feldgehblze.

Vgl. Art. 41 Abs. 3 NSchG; Art. 18 Abs. Tter NHG.

Zustandigkeit: Regierungsstatthalterin bzw. Regierungsstatthalter fur He-
cken (Art. 27 Abs. 2 NSchG); Naturschutzinspektorat fir andere Objekte von
uberlokaler Bedeutung (Art. 15 Abs. 3¢ NSchG).
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Lebensraume

Schutzziele

Besondere Vorschriften

Feld- und Ufer-
geholze, Hecken
Nr. 1 bis Nr. 16

Erhalten und Aufwerten der Geholze
und Hecken als landschaftspragen-
de und okologisch wichtige Lebens-
raume.

Untersagt ist das Entfernen und
Abbrennen von Feld- und Uferge-
holzen sowie Hecken.

Selektives Auslichten oder auf
den Stock setzen sind als Pflege-
massnahmen erlaubt.

Innerhalb von drei Jahren darf
hochstens die Halfte einer Hecke
oder eines Feldgeholzes auf den
Stock gesetzt werden, der glei-
che Abschnitt jedoch frihestens
wieder nach funf Jahren. Gro-
ssere Baume sind so lange wie
moglich zu erhalten.

Fur Hochbauten ist ein Bauab-
stand von min. 6.00 m einzuhal-
ten.

Fur Anlagen (Strassen, Wege,
Abstell- und Lagerplatze, Garten
ect.) ist ein Bauabstand von min.
3.00 m einzuhalten.

Art.25 Ersatzmassnahmen

! Lasst sich die Beeintrachtigung oder Beseitigung von Schutzgebieten oder Schutz-
objekten gemass Art. 20 - 24 nicht vermeiden, hat die Verursacherin bzw. der Verur-
sacher fur gleichwertigen Ersatz zu sorgen.

2Uber Ausnahmen, Bewilligungen und Ersatzmassnahmen entscheidet die Baube-
willigungshehorde oder die gemass ibergeordneter Gesetzgebung zustandige Stelle.
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Kleiner und grosser Grenzabstand
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Baulinie fritt an Stelle

der Abstandsvorschrift

A Grenzabstand
G Gebaudeabstand

mG  mindestens einzuhaltender Gebaudeabstand

T =35 mindest ginzuhaltender ¢

—-— Baulinie
==== Fasgsadenlinie
O—0C Parzellengrenze

Kleiner und grosser Grenzabstand

kleiner Grenzab%tand

grosser Grenzabstand— 4 — =

[ mindestens einzuhaltender Grenzabstand

---- Fassadenlinie
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C Masse und Messweisen

Art.26 Bauabstande gegeniiber nachbarlichem Grund

' Bei der Erstellung von Bauten, welche das massgebende Terrain Uberragen, sind
gegenuiber dem nachbarlichen Grund die in Art. 4 festgesetzten Grenzabstande zu
wahren. Bestehende Bauten haben nach Art. 3 BauG Besitzstandsgarantie.

2 Der Grenzabstand ist die Entfernung zwischen der projizierten Fassadenlinie und
der Parzellengrenze.

% Der kleine Grenzabstand gilt fur die Schmalseiten und die beschattete Langsseite
des Gebaudes. Fur Gebaude ohne Wohn- und Arbeitsraume gilt er fur alle Gebaude-
seiten.

* Gebaude mit Wohn- und/oder Arbeitsraumen haben auf einer Gebaudeseite einen
grossen Grenzabstand (gGA) einzuhalten. Dieser darf nicht im Norden liegen, ist aber
sonst durch den Bauherrn selber festzulegen. Er hat darauf zu achten, dass er vor
derjenigen Fassade zu liegen kommt, welche die grosste Fensterflache zu Wohn-
oder Arbeitsraumen aufweist.

5Der grosse Grenzabstand ist gemass nebenstehender Skizze auszumitteln; der
kleine Grenzabstand ist in jedem Fall einzuhalten.
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Skizzen zur Definition projizierten Fassadenlinie und Fassadenflucht im ebenen Gelande gemass
BMBV vom 25. Mai 2011
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Skizze zur Definition Fassadenflucht im geneigten Gelande gemass BMBV vom 25. Mai 2011
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Skizze zum Gebaudeabstand.
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Art.27 Gebaudeabstand

'Der Gebaudeabstand ist die Entfernung zwischen den projizierten Fassadenlinien
zweier Gebaude.

2Der minimale Abstand zweier Gebaude muss wenigstens der Summe der dazwi-
schen liegenden, fur sie vorgeschriebenen Grenzabstande entsprechen. Bei Gebau-
den auf demselben Grundstiick wird er berechnet, wie wenn eine Grenze zwischen
ihnen lage.

3 Gegenuber Bauten, die auf Grund friuherer baurechtlicher Bestimmungen den nach
diesem Reglement vorgeschriebenen Grenzabstand nicht einhalten, reduziert sich
der Gebaudeabstand um das Mass des fehlenden Grenzabstandes. Die Baupolizei-
behorde kann jedoch den Gebaudeabstand angemessen vergrossern, wenn sonst flr
das altrechtliche oder fur das neue Gebaude die Beschattungstoleranzen der BauV
(Art. 22) Uberschritten wiirden.
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Héchste Punkie
der Dachkonstruktion

tiefster Punkt auf massgebendem

Terrain unter der Firstlinie massgebandes Tarain

|
2
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L
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massgebendes Terrain
Skizzen zur Definition Gesamthohe geméass BMBV vom 25. Mai 2011
Bei den hochsten Punkten der Dachkonstruktion handelt es sich bei Gie-
beldachern um die Firsthohe, bei Flachdachern um die Dachflache, bezie-
hungsweise um den Dachflachenbereich iber dem tiefst gelegenen Teil
des massgebenden Terrains.

Technisch bedingte Dachaufbauten wie Kamine, Luftungsanlagen usw.
konnen den hochsten Punkt der Dachkonstruktion tiberragen.

Als massgebendes Terrain gilt der natiirlich gewachsene Gelandeverlauf.
Kann dieser infolge fritherer Abgrabungen und Aufschiittungen nicht mehr
festgestellt werden, ist vom naturlichen Gelandeverlauf der Umgebung
auszugehen, siehe Art. 1 gemass BMBV vom 25. Mai 2011.
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Art.28 Gesamthohe
' Die zulassige Gesamthohe richtet sich nach Art. 4.

2 Gesamthohe: Die Gesamthohe ist der grosste Hohenunterschied zwischen dem
hochsten Punkt der Dachkonstruktion und den lotrecht darunter liegenden Punkten
auf dem massgebenden Terrain.

% Als Hang gilt eine Neigung des massgebenden Terrains, welches in der Falllinie
gemessen innerhalb des Gebaudegrundrisses wenigstens 10% betragt.
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Art.29 Geschosse

"Vollgeschosse sind alle Geschosse von Gebauden ausser Unter- und Dachge-

schosse.
2 Bei zusammengebauten Gebauden und bei Gebauden, die in der Hohe oder in der

Situation gestaffelt sind, wird die Vollgeschosszahl fur jeden Gebaudeteil bzw. fur
ve DA  Dachaufbauten jedes Gebaude separat ermittelt.
DG Dachgeschosse
VG
VG  Voligeschosse
VG UG  Untergeschosse

massgebendes Terrain T

Skizzen zur Definition Vollgeschoss gemass BMBV vom 25. Mai 2011

$Untergeschosse sind Geschosse, bei denen die Oberkante des fertigen Bodens des
daruiberliegenden Vollgeschosses gemessen in der Fassadenflucht, im Mittel hochs-
tens bis 1.20 m Uber die Fassadenlinie hinausragt.

-==== Fassadenlinie
a ges Mass for Qe
b zuldssiges Durchschnittsmass filr

das Hinausragen des UG

[ iges Mass fir L

B Anteil des Ober der F
UG  Untergeschoss
UIB  Unterirdische Baute

Skizzen zur Definition Untergeschoss geméss BMBV vom 25. Mai 2011
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/ Oberkante Dachfliche *Dachgeschosse sind Geschosse, deren Kniestockhbhen 1.50 m nicht iberschreiten.

Oberkante Dachkonstruktion

Schnittpunkt Fassadenflucht /
Oberkante Dachkonstruktion "

Kniestockhéhe
/ Oberkante Dachgeschossboden im Rohbau

Fassadenflucht

Skizzen zur Definition Kniestockhohe gemass BMBV vom 25. Mai 2011

Art.31 Abstand von offentlichen Strassen

'Sofern nicht durch Baulinien festgelegt, ist von Gemeindestrassen, Privatstrassen
im Gemeingebrauch sowie an selbstandigen Fuss- und Radwegen ein Strassenab-
Der Bauabstand wird gemessen vom bestehenden oder dem in rechtsgiiltigen Planen s'Fand von mindestens 3.60 m ab F_ahrbahnrand einzuhalten. Von Kant_onsstrassen ist
festgelegten 4ussersten Rand des Fahrbahnrands. Die Grenze der vermarchten ein Strassenabstand von 5.00 m einzuhalten. Der Strassenabstand wird vom Fahr-
Strassenparzellen ist ohne Bedeutung. bahnrand aus gemessen.

Bauabstand vom Fahrbahnrand

\ 2Untiberdeckte Abstellplatze fur Motorfahrzeuge durfen entlang von Gemeinde-

| . . .

! strassen innerhalb des gesetzlichen Strassenabstandes erstellt werden. Das Licht-
! raumprofil nach kantonaler Strassengesetzgebung istin jedem Fall einzuhalten. Die

i
e | Parkplatz |
?S_tr.A/ - Gehweg | - Abstellplatze durfen die Verkehrssicherheit nicht beeintrachtigen.
Bus
T - | T
Strasse } | Unterfihrung
. r |
St A __ Bus [ T1T 1 .__|St.A
,,,,,, T~ Gehwes TN

—  @renze Fahrbahnrand
- Bauabstandslinie
Str. A Strassenabstand 5.00 m, resp. 3.60 m
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D Zustandigkeiten der Gemeindebaubehorden
und Baupolizeiorgane

Art.32 Gemeinderat

' Der Gemeinderat nimmt alle der Gemeinde Ubertragenen bau- und planungsrecht-
lichen Aufgaben wahr, soweit diese nicht nach Gemeindereglement einem anderen
Gemeindeorgan zustehen.

ZInshesondere beschliesst der Gemeinderat:
a) Uber die Erteilung von Ausnahmen entsprechend Art. 26 BaugG;
b) uber den Erlass von Planungszonen nach Art. 62 BauG;

c) uber Uberbauungsordnungen aufgrund einer Zone mit Planungspflicht (ZPP) nach
Art. 92ff BauG;

d) tber die Regelung von Detailerschliessungsanlagen nach Art. 66 BauG innerhalb
seiner Finanzkompetenz.

S Fur die Umsetzung der Landschaftsplanung kann der Gemeinderat die entsprechen-
den Finanzmittel zur Verfugung stellen.
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E Straf- und Schlusshestimmungen

Art.33 Widerhandlungen

Vgl. Art. 50 BauG Widerhandlungen gegen die baurechtliche Grundordnung, gegen die Ubrigen Ge-
meindebauvorschriften und die gestutzt darauf erlassenen Verfugungen, werden
nach den Strafbestimmungen der Baugesetzgebung geahndet.

Art.34 Inkrafttreten

Die baurechtliche Grundordnung, bestehend aus dem Baureglement mit Anhang
und dem Zonenplan Siedlung und Landschaft, tritt am Tag nach der Publikation der
Genehmigung in Kraft.

Art.35 Aufhebung bestehender Vorschriften, Ubergangshestimmungen

"Mit dem Inkrafttreten der baurechtlichen Grundordnung werden aufgehoben (inkl.
allfallig spaterer Anderungen):

- Baureglement vom 19.07.2000
- «Ortshild» - «<Landschaft» Zonenplan vom 19.07.2000
- «Siedlung» Zonenplan vom 19.07.2000
- «Landschaft» Richtplan vom 19.07.2000
- Uberbauungsordnung «Gemeindehaus» vom 17.02.1994

2Soweit das Bundesrecht nichts anderes bestimmt, sind Bauvorhaben nach dem zur
Zeit der Einreichung des Baugesuchs geltenden Recht zu beurteilen.

Der Entscheid ist jedoch zurtickzustellen und es ist nach Artikel 62a Absatz 3 BauG
vorzugehen, wenn das Bauvorhaben Nutzungsplanen (Art. 57 Abs. 2 BauG) wider-
spricht, die bei der Gesuchseinreichung offentlich aufgelegen haben.
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Genehmigungsvermerke

Mitwirkung vom: 10.12.2012 bis 18.01.2013

Vorprifung vom: 18.06.2013

Publikation im amtlichen Anzeiger vom: 29.08.2013 und 05.09.2013
Publikation im Amtsblatt vom: 04.09.2013

Offentliche Auflage vom: 04.09.2013 bis 04.10.2013

Einspracheverhandlung am: -
Erledigte Einsprachen: -
Unerledigte Einsprachen: -
Rechtsverwahrungen: -

Beschlossen durch den Gemeinderat am: 16. Oktober 2013

Beschlossen durch die Gemeindeversammlung am 29. November 2013

Geringfugige Anderung des Baureglements Art. 4 und 7 nach Art. 122 Abs. 7 BauV

Publikation im amtlichen Anzeiger vom: 28.05.2014
Offentliche Auflage vom: 28.05.2014 bis 30.06.2014

Einspracheverhandlung am: -
Erledigte Einsprachen: -
Unerledigte Einsprachen: -
Rechtsverwahrungen: -

Beschlossen durch den Gemeinderat am: 2. Juli 2014

Namens der Einwohnergemeinde

Der Prasident: Die Gemeindeschreiberin:

Die Richtigkeit dieser Angaben bescheinigt:

Oberhtnigen, den 2. Juli 2014 Die Gemeindeschreiberin:

Genehmigt durch das Amt fur Gemeinden und Raumordnung
des Kantons Bern
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Genehmigungsvermerke

Umsetzung Gewasserschutzgesetz (GSchG) und Gewasserschutzverordnung (GSchV)

Mitwirkung vom 30. August bis 01. Oktober 2018
Vorprufung vom 12. Juli 2019

2. Vorprufung vom 29. April 2020

Publikation im amtlichen Anzeiger vom 11. Juni 2020
Publikation im Amtsblatt vom 10. Juni 2020
Offentliche Auflage vom 11. Juni bis 13. Juli 2020

Einspracheverhandlung am
Erledigte Einsprachen:
Unerledigte Einsprachen:
Rechtsverwahrungen:

Beschlossen durch den Gemeinderat am 13. August 2020

Beschlossen durch die Gemeindeversammlung am 26. August 2020

Namens der Einwohnergemeinde:

Prasident: Gemeindeschreiberin:

Die Richtigkeit dieser Angaben bescheinigt:

Oberhtnigen, den Gemeindeschreiberin:

Genehmigt durch das Amt fur Gemeinden und Raumordnung am 28. November 2020
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Anhang Anhang 1

1 Abkurzungen Abkiirzungen
2 Gesetze ;
3 Zusammenstellung der wichtigsten eidg. und kant. Erlasse im Bauwesen A B Arbeitszone
4 Auszug EGzZGB DK = Dorfkernzone
5 Verzeichnis wichtiger Web-Adressen ES = Empfindlichkeitsstufe gemass Larmschutzverordnung (LSV)
6 Inventar Einzelbaume und Baumreihen GF = Geschossflache
GFZo = Geschossflachenziffer oberirdisch
GFZu = Geschossflachenziffer unterirdisch
gGA = grosser Grenzabstand
GH = Gesamthbdhe
GL = Gebaudelange
GT = Gebaudetiefe
GZ =  Geschosszahl
kGA = kleiner Grenzabstand
wz = Landwirtschaftszone
M2 = Mischzone 2-geschossig
w2 = Wohnzone 2-geschossig
ZoN = Zone fur dffentliche Nutzung
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Anhang 2

Gesetze

BauG  Baugesetz des Kantons Bern vom 9. Juni 1985

BauV  Bauverordnung des Kantons Bern vom 6. Marz 1985

BewD Dekret des Kantons Bern vom 22. Marz 1994 tber das Baubewilligungsver-
fahren

BMBV Verordnung Uber die Begriffe und Messweisen im Bauwesen vom
1. Juni 2011

EnG Energiegesetz vom 14. Mai 1981

KLSV ~ Kantonale Larmschutzverordnung vom 16. Mai 1990

KoG Koordinationsgesetz vom 21. Marz 1994

LSV Larmschutzverordnung des Bundes vom 15. Dezember 1986

RPG Bundesgesetz Uiber die Raumplanung vom 22. Juni 1979

SG Strasssengesetz des Kantons Bern vom 4. Juni 2008

SV Strasssenverordnung des Kantons Bern vom 29. Oktober 2008

FWG Bundesgesetz tiber Fuss- und Wanderwege vom 4. Oktober 1985

USG Bundesgesetz iber den Umweltschutz vom 7. Oktober 1983

WBG  Wasserbaugesetz des Kantons Bern vom 14. Februar 1989

ZGB Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907
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Anhang 3

Zusammenstellung der wichtigsten eidgenossischen und kan-
tonalen Erlasse im Bauwesen

Stand Juli 2013

A. Bau- und Planungsrecht

- Bundesgesetz iber die Raumplanung vom 22. Juni 1979 (RPG, SR 700)
- Verordnung Uber die Raumplanung vom 28. Juni 2000 (RPV, SR 700.1)
- Wohnbau- und Eigentumsforderungsgesetz vom 4. Oktober 1974 (WEG, SR 843)

- Bundesgesetz vom 5. Oktober 2007 Uber Geoinformation (Geoinformationsgesetz,
GeolG, SR 510.62)

- Gesetz Uber die Erhaltung von Wohnraum vom 9. September 1975 (WERG, BSG
853.1)

- Gesetz Uber die Verbesserung des Wohnungsangebotes vom 7. Februar 1978
(BSG 854.1)

- Koordinationsgesetz vom 21. Marz 1994 (KoG, BSG 724.1)

- Baugesetz des Kantons Bern vom 9. Juni 1985 (BauG, BSG 721.0)

- Dekret iber das Baubewilligungsverfahren vom 22. Marz 1994 (BewD, BSG 725.1)

- Bauverordnung vom 6. Marz 1985 (BauV, BSG 721.1)

- Verordnung Uber die kantonale Kommission zur Wahrung der Interessen der
Behinderten im Bauwesen (BBKV) vom 23. August 1995 (BSG 725.211)

- Verordnung Uber die kantonale Kommission zur Pflege der Orts- und Land-
schaftshilder (OLK) vom 14. August 1996 (BSG 426.221)

- Dekret iber das Normalbaureglement vom 10. Februar 1970 (NBRN, BSG 723.13)

- Dekret Uber die Umlegung von Baugebiet, die Grenzregulierung und die Ablosung
oder Verlegung von Dienstbarkeiten vom 12. Februar 1985 (Baulandumlegungs-
dekret, BUD, BSG 728.1)

- Dekret Uber die Beitrage der Grundeigentumer von Erschliessungsanlagen und
an weitere offentliche Werke und Massnahmen vom 12. Februar 1985 (Grundei-
gentumerbeitragsdekret, GBD, BSG 732.123.44)

- Verordnung Uber die Aussen- und Strassenreklame vom 17. November 1999 (BSG
722.51)
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B.Strassenbau, Eisenbahnen und Luftfahrt

Bundesgesetz Uber die Nationalstrassen vom 8. Marz 1960 (SR 725.11)
Verordnung Uber die Nationalstrassen vom 18. Dezember 1995 (SR 725.111)

Verordnung Uber den Vollzug des Bundesgesetzes Uber die Nationalstrassen im
Kanton Bern vom 3. Marz 1961 (BSG 732.181)

Strassengesetz (SG) vom 4. Juni 2008 (SG, BSG 732.11)
Strassenverordnung (SV) vom 29. Oktober 2008 (SV, BSG 732.111.1)
Bundesgesetz Uber Fuss- und Wanderwege vom 4. Oktober 1985 (FWG, SR 704)

Verordnung Uber Fuss- und Wanderwege vom 26. November 1986 (FWV, SR
704.1)

Eisenbahngesetz vom 20. Dezember 1957 (EBG, SR 742.101)

Verordnung Uber Bau und Betrieb der Eisenbahnen vom 23. November 1983 (Ei-
senbahnverordnung, EBV, SR 742.141.1)

Bundesgesetz iber die Anschlussgleise vom 5. Oktober 1990 (AnGG, SR
742.141.5)

Verordnung Uber die Anschlussgleise vom 26. Februar 1992 (AnGV, SR 742.141.51)
Luftfahrtgesetz vom 21. Dezember 1948 (LFG, SR 748.0)

Wasser
Bundesgesetz iber den Schutz der Gewasser vom 24. Januar 1991 (GSchG, SR
814.20)
Gewasserschutzverordnung vom 28. Oktober 1998 (GSchV, SR 814.201)
Kantonales Gewasserschutzgesetz vom 11. November 1996 (KSchG, BSG 821.0)
Kantonale Gewasserschutzverordnung vom 24. Marz 1999 (KGV, BSG 821.1)
Wassernutzungsgesetz vom 23. November 1997 (WNG, BSG 752.41)
Wasserversorgungsgesetz vom 11. November 1996 (WVG, BSG 752.32)
Wasserversorgungsverordnung vom 17. Oktober 2001 (WVV, BSG 752.321.1)

Gesetz Uber Gewasserunterhalt und Wasserbau vom 14. Februar 1989 (Wasser-
baugesetz, WBG, BSG 751.11)

Wasserbauverordnung vom 15. November 1989 (WBV, BSG 751.111.1)
Gesetz iber See- und Flussufer vom 6. Juni 1982 (SFG, BSG 704.1)
Verordnung Giber See- und Flussufer vom 29. Juni 1983 (SFV, BSG 704.111)

RRB Nr. 0105 Uber die Bezeichnung der Flusse nach Art. 11 Abs. 1 BauG vom 8.
Januar 1986 (BSG 721.119)

56

D.

- Energiegesetz vom 14. Mai 1981 (BSG 741.1)
- Allgemeine Energieverordnung vom 13. Januar 1993 (BSG 741.111)

Energie- und Leitungswesen

- Bundesgesetz betreffend die elektrischen Schwach- und Starkstromanlagen vom

24. Juni 1902 (Elektrizitatsgesetz, SR 734.0)

- Verordnung Uber das Plangenehmigungsverfahren fir elektrische Anlagen vom

2. Februar 2000 (VPeA, SR 734.25)

- Rohrleitungsgesetz vom 4. Oktober 1963 (SR 746.1)

Umweltschutz, Natur- und Heimatschutz

- Bundesgesetz iber den Umweltschutz vom 7. Oktober 1983 (USG, SR 814.01)
- Verordnung Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung vom 19. Oktober 1988 (UVPV,

SR 814.011)

- Kant. Verordnung uiber die Umweltvertraglichkeitsprufung vom 16. Mai 1990

(KUVPV, BSG 820.111)

- Verordnung Uber den Schutz vor Storfallen vom 27. Februar 1991 (StFV, SR

814.012)

- Einfuhrungsverordnung zur eidgentssischen Storfallverordnung vom 22. Septem-

ber 1993 (EV StFV, BSG 820.131)

- Verordnung Uuber den Verkehr mit Abfallen vom 22. Juni 2005 (VeVA, SR 814.610)
- Technische Verordnung Uber Abfalle vom 10. Dezember 1990 (TVA, SR 814.015)
- Gesetz Uber die Abfalle vom 7. Dezember 1986 (AbfG, BSG 822.1)

- Abfallverordnung vom 11. Februar 2004 (AbfV, BSG 822.111)

- Verordnung Uber die Bezeichnung der beschwerdeberechtigten Umweltschutz-

organisationen vom 27. Juni 1990 (VBUO, SR 814.076)

- Verordnung Uber Belastungen im Boden vom 1. Juli 1998 (VBBo, SR 814.12)

- Bodenschutzverordnung vom 4. Juli 1990 (BSV, BSG 825.111)

- Luftreinhalteverordnung vom 16. Dezember 1985 (LRV, SR 814.318.142.1)

- Gesetz zur Reinhaltung der Luft vom 16. November 1989 (Lufthygienegesetz, BSG

823.1)

- Verordnung Gber den Vollzug des Gesetzes zur Reinhaltung der Luft vom 23. Mai

1990 (LHV, BSG 823.111)

- Larmschutzverordnung vom 15. Dezember 1986 (LSV, SR 814.41)
- Kant. Larmschutzverordnung vom 16. Mai 1990 (KLSV, BSG 824.761)
- Bundesgesetz Uber die Larmsanierung der Eisenbahnen vom 24. Marz 2000 (SR

742.144)

57



Bundesgesetz Uber die Jagd und den Schutz wildlebender Saugetiere und Vogel
vom 20. Juni 1986 (Jagdgesetz, JSG, SR 922.0)

Gesetz Uber Jagd und Wildtierschutz vom 25. Marz 2002 (JWG, BSG 922.11)
Bundesgesetz tiber die Fischerei vom 21. Juni 1991 (SR 923.0)
Bundesgesetz Uber den Natur- und Heimatschutz vom 1. Juli 1966 (NHG, SR 451)

Verordnung Uber den Natur- und Heimatschutz vom 16. Januar 1991 (NHV, SR
451.1)

Verordnung Uber das Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmaler
vom 10. August 1977 (VBLN, SR 451.11)

Verordnung Uber das Bundesinventar der schiitzenswerten Ortshilder der
Schweiz vom 9. September 1981 (VISOS, SR 451.12)

Verordnung Uber den Schutz der Auengebiete von nationaler Bedeutung vom 28.

Oktober 1992 (Auenverordnung, SR 451.31)

Verordnung tiber den Schutz der Hoch- und Uebergangsmoore von nationaler
Bedeutung vom 21. Januar 1991 (Hochmoorverordnung, SR 451.32)

Naturschutzgesetz vom 15. September 1992 (NSchG, BSG 426.11)
Naturschutzverordnung vom 10. November 1993 (NSchV, BSG 426.111)

Verordnung Uiber die Erhaltung der Lebensgrundlagen und der Kulturlandschaft
vom 5. November 1997 (LKV, BSG 910.112)

F.
- Bundesgesetz Uber das bauerliche Bodenrecht vom 4. Oktober 1991 (BGBB, SR

Land- und Forstwirtschaft

211.412.11)

- Gesetz Uber das bauerliche Boden- und Pachtrecht vom 21. Juni 1995 (BPG, BSG

215.124.1)

- Bundesgesetz Uber die Landwirtschaft vom 29. April 1998 (LWG, SR 910.1)
- Kantonales Landwirtschaftsgesetz vom 16. Juni 1997 (KLwG, BSG 910.1)
- Gesetz Uber das Verfahren bei Boden- und Waldverbesserungen vom 16. Juni

1997 (VBWG, BSG 913.1)

- Verordnung Uber das Verfahren bei Boden- und Waldverbesserungen vom 5.

November 1997 (VBWV, BSG 913.111)

- Bundesgesetz uber den Wald vom 4. Oktober 1991 (WaG, SR 921.0)
- Kantonales Waldgesetz vom 5. Mai 1997 (KWaG, BSG 921.11)
- Kantonale Waldverordnung vom 29. Oktober 1997 (KWaV, BSG 921.111)

Gewerbe, Arbeitnehmerschutz

- Gesetz Uber Handel und Gewerbe vom 4. November 1992 (Gewerbegesetz, BSG

930.1)

- Gastgewerbegesetz vom 11. November 1993 (GGG, BSG 935.11)
- Gastgewerbeverordnung vom 13. April 1994 (GGV, BSG 935.111)
- Bundesgesetz iber die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel vom 13. Marz

1964 (Arbeitsgesetz, SR 822.11)

- Gesetz vom 4. November 1992 tiber die Arbeit, Betriebe und Anlagen (ABAG, BSG

832.01)

- Verordnung vom 19. Mai 1993 Uber die Arbeit, Betriebe und Anlagen (ABAV, BSG

832.011)

Feuerpolizei

- Feuerschutz- und Feuerwehrgesetz vom 20. Januar 1994 (FFG, BSG 871.11)
- Feuerschutz- und Feuerwehrverordnung vom 11. Mai 1994 (FFV, BSG 871.111)
- Gesetz Uber die Gebaudeversicherung vom 6. Juni 1971 (BSG 873.11)
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I.  Nachbarrecht und Privates Baurecht

- Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907 (ZGB, SR 210)

- Einfuhrungsgesetz zum Schweiz. Zivilgesetzbuch vom 28. Mai 1911 (EGzZGB, BSG
211.1)

K. Militar, Zivilschutz
- Bundesgesetz Uber die Armee und die Militarverwaltung vom 3. Februar 1995
(MG, SR 510.10)

- Verordnung Uber das Plangenehmigungsverfahren fur militarische Bauten und
Anlagen vom 13. Dezember 1999 (MPV, SR 510.51)

- Verordnung Uiber das Immobilienmanagement und die Logistik des Bundes vom
14. Dezember 1998 (VILB, SR 172.010.21)

- Bundesgesetz Uiber den Bevolkerungsschutz und den Zivilschutz vom 4. Oktober
2002 (BZG, SR 520.1)

- Verordnung Uber den Zivilschutz vom 5. Dezember 2003 (ZSV, SR 520.11)

L. Gemeindewesen

- Gemeindegesetz vom 16. Marz 1998 (GG, BSG 170.11)
- Gemeindeverordnung vom 16. Dezember 1998 (GV, BSG 170.111)

M. Verfahren; Rechtspflege
- Bundesgesetz Uiber die Organisation der Bundesrechtspflege vom 16. Dezember
1943 (0G, SR 173.110)

- Bundesgesetz Uber den Fristenlauf an Samstagen vom 21. Juni 1963 (SR
173.110.3)

- Bundesgesetz Uber das Verwaltungsverfahren vom 20. Dezember 1968 (VWVG,
SR 172.021)

- Gesetz Uber die Verwaltungsrechtspflege vom 23. Mai 1989 (VRPG, BSG 155.21)
- Bundesgesetz Uber die Enteignung vom 20. Juni 1930 (SR 711)
- Enteignungsgesetz vom 3. Oktober 1965 (EntG, BSG 711.0)
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Anhang 4

Art. 79 EGzZGB
Fassung vom 07.06.1970

C. Nachbarrecht

I. Bauten und Pflanzungen
1. Grenzabstande

' Fur Bauten, welche den gewachsenen Boden in irgendeinem Punkte um mehr als
1,20 m Uberragen, ist gegeniiber den Nachbargrundstiicken ein Grenzabstand von
wenigstens 3 m einzuhalten. Vorbehalten sind die Vorschriften des offentlichen
Rechts Uber die geschlossene oder annahernd geschlossene Bauweise.

Z|st die geschlossene Bauweise zugelassen, aber nicht vorgeschrieben, so hat der
Grundeigentumer, der die seitliche Umfassungsmauer nicht an die Grenze stellt,
einen Grenzabstand von 6 m einzuhalten.

SWurde nach fruherem Baurecht ein Nachbargebaude mit einer Umfassungsmauer
an der Grenze erstellt, so ist der Anbau im gleichen Umfang gestattet.

Art. 79a [eingefligt am 07.06.1970]

2. An- und Nebenbauten

Fur eingeschossige An- und Nebenbauten, die nicht fur den dauernden Aufenthalt
von Menschen oder Tieren bestimmt sind, geniigt ein Grenzabstand von 2 m, sofern
die mittlere Fassadenhdhe dieser Bauten 4 m und ihre Grundflache 60 m? nicht tiber-
steigen.

Art. 79b [eingefligt am 07.06.1970]
3. Vorspringende Bauteile

Vorspringende offene Bauteile, wie Vordacher, Vortreppen, Balkone, diirfen von der
Umfassungsmauer aus gemessen hochstens 1,20 m in den Grenzabstand hineinra-
gen.
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Art. 79¢ [eingefugt am 07.06.1970]
4. Abort- und Duingergruben

" Anlagen zur Aufnahme von Abortstoffen, Jauche, Diinger und anderen tibelriechen-
den Abfallen sind in einem Abstand von wenigstens 3 m von der Grenze zu erstellen.

2\Werden diese Anlagen so gebaut, dass keine Beeintrachtigung der Nachbarn ein-
treten kann, so braucht der Grenzabstand nicht eingehalten zu werden, wenn sie den
gewachsenen Boden nicht um mehr als 1,20 m iberragen.

Art. 79d [eingefligt am 07.06.1970]

5. Hofstattrecht

' Wird ein Gebaude durch Elementarereignisse ganz oder teilweise zerstort, so darf
es innert funf Jahren ohne Rucksicht auf den privatrechtlichen Grenzabstand in
seinem friiheren Ausmass wieder aufgebaut werden.

2 Die Fristist eingehalten, wenn vor ihrem Ablauf das Baugesuch gestellt ist. Der
Wiederaufbau ist ohne willkiirliche Unterbrechung durchzufthren.

Art. 79e/eingefligt am 07.06.1970]

6. Brandmauern

a Pflicht

Gebaude, die an die Grenze gestellt werden, sind grenzseitig mit einer Brandmauer
zu versehen.

Art. 79f [eingefligt am 07.06.1970]

b Mitbenltzung

' Das Recht, eine vom Nachbar erstellte Brandmauer mitzubenttzen, wird durch
Einkauf in das Miteigentum erworben.

2Fur das MitbenUtzungsrecht ist eine Entschadigung zu bezahlen, welche entspre-
chend dem Interesse der beteiligten Nachbarn an der Brandmauer festzulegen ist.

% Eigentums- und Benutzungsrechte, die der Nachbar an der bestehenden Brand-
mauer erworben hat, konnen im Grundbuch angemerkt werden.
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Art. 79g [eingefugt am 07.06.1970]
¢ Erhdhung

Jeder Miteigentumer ist berechtigt, die Brandmauer auf seine Kosten zu erhbhen
oder tiefer in den Boden hinunterzufuihren. Baut der Nachbar an das neuerstellte
Mauerstiick an, so hat er sich gemass Artikel 79f Absatz 2 einzukaufen.

Art. 79h [eingefugt am 07.06.1970]
7. Stutzmauern und Boschungen

a Pflicht zur Errichtung; Ausfuhrung

"Wer langs der Grenze Auffullungen oder Abgrabungen ausfuhrt, hat das Nachbar-
grundsttck durch Boschungen oder Stutzmauern zu sichern.

2Boschungsneigungen durfen hochstens 45° (100%) betragen. In steilem Gelande
bleibt eine starkere Neigung natirlich entstandener oder geniigend gesicherter
Boschungen vorbehalten.

% Die Stutzmauer darf an die Grenze gestellt werden. Dient sie der Auffillung, so darf
sie den gewachsenen Boden des hoher gelegenen Grundstiickes hochstens um 1,20
m Uberragen.

Héhe der Béschung
nicht limitiert

Grenze

Maximale Auffillung:

mit Stlitzmauer

ohne Stlitzmauer

Stlitzmauer

.20 m

Abgrabung:
Hohe der Stitzmauer nicht limitiert i
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Art. 79i [eingefiigt am 0706.1970] Art. 791 [eingefugt am 07.06.1970]

b Eigentum 9. Baume und Straucher

! Eine Stitzmauer, welche auf der Grenze steht, gilt als Bestandteil des Grundstiicks, ' Fur Baume und Straucher, die nach Inkrafttreten dieser Bestimmungen gepflanzt

dessen Eigentumer sie erstellt hat. Kann dies nicht festgestellt werden, so wird Mit- werden, sind wenigstens die folgenden, bis zur Mitte der Pflanzstelle zu messenden

eigentum beider Nachbarn angenommen. Grenzabstande einzuhalten:

2|m Ubrigen sind die Vorschriften tber die Brandmauern sinngemass anwendbar. - 5m fur hochstammige Baume, die nicht zu den Obstbdumen gehoren, sowie fur

Nussbaume;

Art. 79k [eingefigt am 07.06.1970] - 3 m fur hochstammige Obstbaume;

8. Einfriedungen - 1 mfur Zwergobstbaume, Zierbaume und Spaliere, sofern sie stets auf eine Hohe
L . . . on 3 m zuriickgeschnitten werden;

! Einfriedungen wie Holzwande, Mauern, Zaune, bis zu einer Hohe von 1,20 m vom ! . Zl.J ! g I ) W i . . .

gewachsenen Boden des hoher gelegenen Grundstiicks aus gemessen, drfen an - 50 cm fur Zierstraucher bis zu einer Hohe von 2 m sowie fur Beerenstraucher und

die Grenze gestellt werden. Reben.

2Hohere Einfriedungen sind um das Mass der Mehrhohe von der Grenze zuriickzu- Diese Abstande gelten auch fur wild wachsende Baume und Straucher.

nehmen, jedoch hochstens auf 3 m. S Der Anspruch auf Beseitigung zu naher Pflanzungen verjahrt nach funf Jahren. Die

. S . Einhal Maximalhthen kann j it verl .
3 Fur Grunhecken gelten um 50 cm erhohte Abstande; diese sind bis zur Mitte der inhaltung der Maximalhohen kann jederzeit verlangt werden

Pflanzstelle zu messen.

Baume Zierstraucher

Feste Einfriedungen Griinhecken

Grenze
_ Grenze _
Grenze

bis 1.20 m Héhe iber 1.20 m Hohe bis 1.20 m Hohe Gber 1.20 m Hohe
2.B. Kastanien

Hochstémmig
Pappeln

Waldbaume
Linden
Birken

Grenze
Grenze
_ Grenze _

)

| |

1 5.00m 050m

‘-
Grésserals 2.00 m

Grenze
Kleiner als 2.00 m
P et

1.00

H

1.20m
1.20m
ANNNNANNNNNY
1.20m |
720m | H I

i

‘ Obstbéume

Hochstammig Niederstammig
0.50m 0.50m H

T
t

Grenze
Grenze

3.00m

2.00m T T00m
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Art. 79m [eingefligt am 07.06.1970]
10. Entzug von Licht und Sonne

" Werden wohnhygienische Verhaltnisse durch den Schattenwurf hochstammiger
Baume wesentlich beeintrachtigt, so ist deren Eigentimer verpflichtet, die storenden
Baume gegen angemessene Entschadigung auf ein traghares Mass zurlickzuschnei-
den und sie notigenfalls zu beseitigen.

2Vorbehalten bleiben entgegenstehende bffentliche Interessen, insbesondere des
Natur- und Heimatschutzes und des Schutzes von Alleen.

Art. 79n [eingefligt am 07.06.1970]

11. Beniitzung von Mauern an der Grenze

An Mauern und Wanden, die sich an oder auf der Grenze befinden, darf der Nachbar
unentgeltlich unschadliche Vorrichtungen, namentlich Spaliere, anbringen.

Art. 790 [eingefiigt am 0706.1970]

12. Betreten des nachbarlichen Grundes

Der Nachbar hat das Betreten oder die voriibergehende Benltzung seines Grund-
stiickes zu gestatten, wenn dies erforderlich ist fur die Errichtung oder den Unterhalt
von Bauten, Strassen, Pflanzungen langs der Grenze oder von sonstigen Anlagen
wie Leitungen. Er ist rechtzeitig zu benachrichtigen und hat Anspruch auf moglichste
Schonung und vollen Schadenersatz.
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Anhang 5

Verzeichnis wichtiger Web-Adressen

Stand Juli 2012

Gemeinde Oberhiinigen

Kanton Bern

Amt fur Gemeinden und Raumordnung
Amt fur Wasser und Abfall

Amt fur Wald KAWA

beco Berner Wirtschaft

Kantonale Denkmalpflege

Amt fur Umweltkoordination und Energie
Tiefbauamt

Bernische Systematische Gesetzessammlung

Bund/weitere Stellen

Bundesamt fur Raumentwicklung ARE
Bundesamt fur Umwelt BAFU
Staatssekretariat fur Wirtschaft SECO
Fachverband Schweizer Raumplanerinnen
Kantonale Planungsgruppe Bern

Schweiz. Ingenieur- und Architektenverein
Schweiz. Vereinigung fur Landesplanung
Schweiz. Verband der Umweltfachleute

Bund Schweiz. Landschaftsarchitekten
und Landschaftsarchitektinnen

Systematische Sammlung des Bundesrechts
Landes-, Regional- und Ortsplanung

www.oberhuenigen.ch

www.jgk.be.ch/agr
www.bve.be.ch/awa
www.vol.be.ch/kawa
www.vol.be.ch/beco
www.erz.be.ch/kultur
www.bve.be.ch/aue
www.bve.be.ch/tba
www.sta.be.ch/belex/d/

www.are.admin.ch
www.bafu.admin.ch
www.seco.admin.ch
www.f-s-u.ch
www.planning.ch
www.sia.ch
www.vlp-aspan.ch

WWW.svu-asep.ch

www.bsla.ch

www.admin.ch/ch/d/sr
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Anhang 6

Inventar Einzelbaume und Baumreihen
Stand Juli 2012

Legende: EB markanter Einzelbaum
BR Baumreihe
EB 01 EBO5 ||
EB 02 BR 06
EB 03 EB 07
EB 04 EB 08

Definitionen
Objekt mit | Wert/Merkmal Ziel Massnahme
Baumschutz | wertvoller Baum aus: - Baum moglichst Professionelle Baum-
BS - bkologischen oder lange pflegen und pflege, Ersatzpflan-
- dendrologischen (Wuchs- | erhalten zung mit derselben
form, Alter) Grunden. Artin der nahen Um-
gebung
Standort- - Landschafts- und orts- - Standort erhalten Ersatz am selben
schutz bildpragend und sichern Standort, sicherstel-
- wichtiges Ensemble (z.B. len von Neupflanzun-
SS .
Baumreihen) gen
Hochstamm- | - landschafts- und ortsbild- | - Hochstammobst- Baume pflegen,
Obstgarten pragend garten erhalten/ Ersatzpflanzungen
- landschaftsgliedernd schitzen sicherstellen
- Pflege unterstutzen
- okologisch wertvoll
Nr. Parzel- | Baumart | Flurname Beschrieb Kat.
len-Nr.
EB 01 | 825 2 Linden | Brotheiteri markante Baume in Land- SS
schaftskammer
EB 02 | 406 Ahorn Brotheiteri Aussichtspunkt, mit Bank SS
EB 03 | 406.01 Linde Aebersold in Hofgruppe, Baum geschnitten | SS
EB 04 | 482 Tanne Lehmannsweidli | EB in Waldlichtung BS
EB 05 | 597.03 Linde Obermoos mit Sitzbank an Weg SS
BR06 | 437 4 Kirsch- | Schaffeld entlang Weg SS
baume
EB 07 | 582 Linde Dorfli im Dorf SS
EB 08 | 594 Linde Halde Jungbaum bei Sitzbank SS
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